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Brandenburgs Niedriglohnpolitik schadet dem Image 
 
Die Brandenburgische Niedriglohnpolitik vertreibt junge Fach-
kräfte, fügt dem Land erheblichen Imageschaden zu und setzt 
auf Lohndumping anstatt mit einem Vergabgesetz soziale Min-
deststandards durchzusetzen, die vor allem den Beschäftigten 
zugute kämen. Auf der 3. Brandenburgkonferenz des DGB, 
Bezirk Berlin-Brandenburg, in Potsdam plädierte die stellv. 
Vorsitzende Doro Zinke erneut für die Einführung eines Landes-
vergabegesetzes in Brandenburg, um tarifliche, soziale und 
ökologische Mindeststandards durchzusetzen. Wer auf Lohn-
drückerei setze, müsse sich der Logik der Europäischen Union 
unterwerfen, wonach jeweils das billigste Angebot bei öffentli-
chen Aufträgen zu akzeptieren sei. Das könne sich nicht zuletzt 
beim Jahrhundertprojekt Großflughafen BBI verheerend auswir-
ken, das in jeder Hinsicht internationalen Ansprüchen zu genü-
gen habe. Die diesjährige Brandenburgkonferenz steht unter 
dem Motto:“Sackgasse Billiglohnland: Brandenburgs Wirt-
schaftspolitik auf dem Prüfstand.“ 
 
Die DGB-Vize zeichnete ein düsteres Bild der Lage der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in Brandenburg: Ihre Löhne 
lägen rd. 30 Prozent unter Westniveau, fast 40 Prozent arbeite-
ten in prekären Beschäftigungsverhältnissen und 50.000 ver-
dienten so wenig, dass sie sogar staatliche Unterstützung zur 
Existenzsicherung benötigten. Zwischen 1996 und 2005 habe 
das Land rd. 100.000 reguläre Arbeitsplätze verloren; in der In-
dustrie kämen nur noch 38 Arbeitsplätze auf 1000 Einwohner (in 
Deutschland: 71). Es zeige sich jedoch in allen innovativen Zu-
kunftsregionen, dass Dienstleitungsbranchen nur dort entstün-
den, wo sich auch die Industrie entsprechend stabilisiert habe. 
Die permanente Gesundbeterei des Brandenburgischen Wirt-
schaftsministers verkläre die angespannte Lage der Wirtschaft 
und ignoriere zudem, dass die abhängig Beschäftigten kaum 
von der konjunkturellem Entwicklung profitierten. „Bei Niedrig-
löhnen zwischen 3 Euro (Erdbeerpflücker) und 5 Euro (Arbeiter 
im Fleischereibetrieb) ist die Zeit für einen Mindestlohn über-
reif“, so Doro Zinke. 
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